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des Mitglied der ressortübergreifenden 

" Führungsgruppe für Finanzen und 

Wirtschaft" unter dem KP-Politbüro 

kann er auch weiterhin unmittelbaren 

Einfluß geltend machen.

Der neue Zentralbankgouvemeur, der 

fünfzigjährige Dai Xianglong, ist ein 

langjähriger Vertrauter Zhu Rongjis 

und ein ausgewiesener Fachmann für 

das Bankenwesen und die Geldpolitik. 

Zeit seines Lebens hat Dai im chinesi­

schen Bankensektor nicht nur in Bei­

jing, sondern auch in mehreren anderen 

Regionen gearbeitet. Zhu Rongji berief 

Dai Xianglong 1993 zum stellvertreten­

den Gouverneur der Zentralbank.

Dai Xianglong war an der Ausarbeitung 

und Durchsetzung der jüngsten Finanz- 

und Bankenreformen führend beteiligt. 

Somit wird Dai für Kontinuität in der 

Geldpolitik und bei der Bankenreform 

einstehen. In einem Interview hat Dai 

bekundet, daß er der Förderung des Ge­

schäftsbankenwesens und funktionie­

render Kapitalmärkte besondere Beach­

tung schenken werde.

Dai verfügt nicht nur über langjährige 

Arbeitserfahrung im Bankensystem, 

sondern offenbar auch über die im chi­

nesischen Machtapparat unverzichtba­

ren, weitgespannten persönlichen Kon­

takte. Hierbei wird ihm auch von Nut­

zen sein, daß er als Kandidat des KP- 

Zentralkomitees über eine hervorgeho­

bene Position in der Parteiorganisation 

verfügt.

Da Dai Xianglong - anders als Zhu 

Rongji - kein zusätzliches Regierungs­

amt bekleidet, läßt sich das neue Füh­

rungsarrangement an der Spitze der 

Zentralbank auch als Zeichen dafür 

deuten, daß die "Unabhängigkeit der 

Zentralbank", wie sie im neuen Gesetz 

vorgesehen ist, reale Bedeutung entfal­

ten könnte, -hei-

Kultur und Gesellschaft
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Wissenschaftskonferenz der Pazifik­

anrainer: Umwelt, Klimaveränderun­

gen, Ressourcen, Bevölkerung

Vom 5.-11.Juni 1995 fand in Beijing 

der 18. Pazifische Wissenschaftskon­

greß statt. Ein solcher Kongreß wird 

alle vier Jahre abgehalten. Die Pazifi­

sche Wissenschaftsgesellschaft, eine 

Nichtregierungsorganisation, wurde vor 

75 Jahren in den USA gegründet mit 

dem Ziel, die wissenschaftliche Koope­

ration unter den Pazifikanrainem zu 

fördern. An dem Kongreß nahmen über 

1000 Vertreter aus mehr als 50 Ländern 

und Regionen teil. Schwerpunkte des 

diesjährigen Kongresses waren die 

Themen Umwelt, Ressourcen und Be­

völkerung (RMRB, 6.6.95; XNA, 2. u.

6.6.95). Neben namhaften chinesischen 

Wissenschaftlern sprachen auch einige 

Politiker auf der Konferenz, z.B. zur 

Eröffnung der stellvertretende Mini­

sterpräsident Li Lanqing, die stellver­

tretende Vorsitzende der Staatlichen 

Kommission für Wissenschaft und 

Technik Deng Nan und die Vorsitzende 

der Staatlichen Kommission für Fami­

lienplanung Peng Peiyun. Letztere nutz­

te die Gelegenheit, Chinas Familienpla­

nungspolitik zu erläutern; Chinas Ziel 

dabei sei die Förderung einer koordi­

nierten Entwicklung von Bevölkerung, 

Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt, 

um den Lebensstandard der Bevölke­

rung zu verbessern. Auch Deng Nan 

ging in ihrem Vortrag von der kriti­

schen Bevölkerungssituation in China 

aus; das hohe Bevölkerungswachstum, 

die begrenzten natürlichen Ressourcen 

und Umweltprobleme behinderten 

ernsthaft die Entwicklung des Landes 

und die Anhebung des Lebensstandards. 

China habe weder genügend Toleranz­

breite bei seiner Umwelt, wie sie die 

entwickelten Länder im Laufe ihrer In­

dustrialisierung besessen hätten, noch 

die finanziellen Mittel und die Techno­

logie, die jetzt den entwickelten Län­

dern zur Verfügung stünden. Deshalb 

müsse China einen Entwicklungsweg 

einschlagen, der seinen nationalen Be­

dingungen entspräche, d.h. China müs­

se seinen eigenen Weg zur Erlangung 

einer nachhaltigen, schnellen und ge­

sunden Entwicklung finden. (Xinhua 

Inlanddienst, Beijing, 11.6.95, nach 

SWB, 21.6.95) Es hat den Anschein, 

daß beiden Politikerinnen in erster Li­

nie daran gelegen war, Chinas strikte 

und international häufig kritisierte Fa­

milienplanungspolitik zu rechtfertigen.

Demgegenüber ließen die Referate an­

derer chinesischer Teilnehmer weniger 

Propaganda, dafür aber den Trend er­

kennen, daß sich in China zumindest 

die Wissenschaft zunehmend mit ökolo­

gischen Problemen befaßt. Besondere 

Aufmerksamkeit widmeten chinesische 

Wissenschaftler z.B. den Auswirkungen 

der Klimaveränderungen auf die chine­

sische Landwirtschaft. Nach ihrer Auf- 

fasung beeinträchtigt die allmähliche

Erwärmung der Erde die chinesische 

Landwirtschaft in dem Sinne, daß Chi­

na über kurz oder lang bezüglich seiner 

Getreideproduktion nicht mehr autark 

sein wird. Lin Erda beispielsweise, Di­

rektor des Agrometeorologischen Insti­

tuts der Chinesischen Akademie der 

Agrarwissenschaften, begründete die 

Zunahme von Dürrekatastrophen, Tai­

funen und Niederschlägen in verschie­

denen Landesteilen mit der Erwärmung 

der Erde. China müsse Gegenmaßnah­

men ergreifen und mehr in die Land­

wirtschaft investieren. Mit Ausnahme 

einiger Regionen in Nordostchina und 

am Mittel- und Unterlauf des Yangzi 

sei in Ostchina ein starker Rückgang 

der Niederschläge zu verzeichnen. 

Wenn dieser Klimatrend anhalte, sei ein 

großer Teil der chinesischen Landwirt­

schaft im nächsten Jahrhundert mit kür­

zeren Anbauperioden und zunehmen­

dem Wassermangel konfrontiert; hier 

helfe nur eine Ausweitung der künstli­

chen Bewässerung. Diese wiederum er­

fordere immense Investitionen in den 

Wasserbau.

Selbstkritisch gab Lin Erda in einem In­

terview mit Xinhua zu, daß China sich 

bei seinen Strategien für die landwirt­

schaftliche Produktion bisher haupt­

sächlich von dem Druck der wachsen­

den Bevölkerung habe leiten lassen und 

weniger von dem möglichen Druck, der 

durch die Umwelt entsteht, wie z.B. 

durch die Erderwärmung. Zugleich for­

derte er die entwickelten Länder, denen 

er die Hauptschuld an der Erwärmung 

der Erde gab, auf, den Entwicklungs­

ländern wirtschaftliche Hilfe zuteil 

werden zu lassen, damit diese die Fol­

gen der Klimaveränderungen bewältigen 

könnten.

Als weitere Folge der Erderwärmung 

neben Dürren, Zunahme von Taifunen 

und Winderosion wurde auf der Konfe­

renz auf das Ansteigen des Meeresspie­

gels hingewiesen. Dieses stelle eine Be­

drohung für die Land- und Fischwirt­

schaft in den Küstenregionen dar. Ei­

nem Bericht der Weltbank und chinesi­

scher Behörden vom März dieses Jahres 

zufolge würden bis zum Jahr 2050 in 

Ostchina 34 Städte und Kreise und im 

Perlflußdelta in Südchina 14 Städte auf­

grund des steigenden Meeresspiegels 

überschwemmt werden, wenn keine 

Schutzmaßnahmen ergriffen würden. 

(XNA, 12.6.95, nach SWB, 13.6.95) 

-st- 
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Umweltbewußtsein und Umwelterzie­

hung

Chinas Modernisierung ist in weiten 

Bereichen mit hohen ökologischen Ko­

sten erkauft. Zwar gibt es auf allen Re­

gierungsebenen Umweltschutzämter, 

und auch entsprechende Gesetze und 

Vorschriften wurden erlassen, doch ist 

deren Umsetzung längst nicht überall 

gewährleistet. Dies liegt in erster Linie 

an dem mangelnden Umweltbewußtsein 

in der Bevölkerung. Ein solches soll 

jetzt verstärkt durch Umwelterziehung 

gefördert werden. Entsprechende pro­

grammatische Erklärungen gab der 

stellvertretende Ministerpräsident Li 

Lanqing auf einer Veranstaltung in Bei­

jing anläßlich des Weltumwelttages am 

5.6. ab. Die Veranstaltung war gemein­

sam vom Staatlichen Umweltamt und 

der Staatlichen Bildungskommission or­

ganisiert worden und diente u.a. dazu, 

Einheiten und Personen auszuzeichnen, 

die sich bei der Umwelterziehung Ver­

dienste erworben haben. In seiner Rede 

bejahte Li Lanqing wissenschaftlich- 

technischen Fortschritt als Triebkraft 

für die gesellschaftliche Entwicklung, 

doch zugleich rief er dazu auf, das 

Umweltbewußtsein der gesamten Na­

tion ständig zu erhöhen, die Ressourcen 

vernünftig zu erschließen und zu nut­

zen, die ökologische Umwelt zu bewah­

ren und eine nachhaltige, koordinierte 

Entwicklung von Wirtschaft, Gesell­

schaft und Umwelt durchzuführen.

Die Stärkung des Umweltbewußtseins 

der gesamten Nation müsse nach Li mit 

der Umwelterziehung der Parteiführun­

gen und Regierungen aller Ebenen, der 

Umweltkader und der Beschäftigten in 

den Betrieben beginnen; der Grad des 

Umweltbewußtseins der Politiker in 

Entscheidungspositionen habe direkten 

Einfluß auf eine koordinierte Entwick­

lung von Umwelt und Wirtschaft. 

Gleichzeitig sei mit großem Nachdruck 

die elementare Umwelterziehung in den 

Schulen und Kindergärten zu fördern, 

daneben auch die fachliche Ausbildung 

in Umweltfragen mit dem Ziel, eine 

größere Zahl qualifizierter Umweltex­

perten heranzubilden. Die Umwelter­

ziehung habe künftig zwei Aufgaben in 

Angriff zu nehmen: 1. In der ganzen 

Gesellschaft Kenntnisse über Umwelt­

schutz verbreiten, der großen Masse der 

Kader, Angestellten, Arbeiter, Jugend­

lichen und Kinder neue Theorien und 

Auffassungen über nachhaltige Ent­

wicklung, Erzeugnisse mit Umwelt­

kennzeichnung, saubere Produktion, 

ökologische Landwirtschaft u.ä. vermit­

teln und neue Auffassungen von der 

Entwicklung der Umwelt, neue Wert- 

und Moralvorstellungen aufstellen. 

2. In großem Maße Fachkräfte heran­

ziehen, die Fachausbildung auf dem 

Gebiet Umwelt vorantreiben, das Fach 

Umweltwissenschaft, das es derzeit an 

126 Hochschulen gibt, konsolidieren, 

die Umwelterziehung bei den im Amt 

befindlichen Kadern verstärken sowie 

Qualität und fachliches Niveau der im 

Bereich Umwelt Beschäftigten steigern. 

(RMRB, 6.6.95)

Seit Jahren bemüht sich die chinesische 

Führung um die Intensivierung der 

Umwelterziehung; sie ist auch in Chi­

nas Agenda für das 21. Jahrhundert auf­

geführt, dem im März 1994 vom Staats­

rat angenommenen Weißbuch über Chi­

nas Bevölkerung, Umwelt und Entwick­

lung (veröffentlicht in RMRB,

19.9.94) . Dort wird gefordert, den Sinn 

für anhaltende Entwicklung auf allen 

Schulstufen anzuerziehen. Die Staatli­

che Bildungskommission hat daraufhin 

ein entsprechendes Programm für Um­

welterziehung entwickelt. Außerdem 

haben alle 30 Umweltämter auf Pro­

vinzebene Informationszentren für 

Umweltschutz eingerichtet, die 200.000 

Menschen ausgebildet haben, und gut 

20 Provinzen haben Koordinierungsaus­

schüsse für Umwelterziehung gegrün­

det. (XNA, 20.6.95)

Förderlich für die Entstehung eines 

Umweltbewußtseins sind auch ad hoc 

organisierte Kampagnen, wie z.B. die 

jüngst eingeleitete Kampagne gegen 

Umweltverschmutzung an den Bahn­

strecken. 210.000 junge Freiwillige zo­

gen von mehr als 500 Bahnhöfen an den 

großen Eisenbahnlinien los, um den 

"weißen" Plastikmüll entlang der Strek- 

ken zu beseitigen (XNA, 7.6.95). Der 

überall verbreitete Gebrauch von Eß­

boxen aus weißem Plastik oder Styro­

por, die sich nicht auflösen, hat in den 

vergangenen Jahren im ganzen Land zu 

einer "weißen Umweltverschmutzung" 

geführt, insbesondere entlang der Ei­

senbahnstrecken, denn etwa die Hälfte 

der über eine Million solcher Behälter, 

die jährlich in China produziert werden, 

werden in der Eisenbahn verwendet. 

Deshalb hat das Eisenbahnministerium 

kürzlich beschlossen, die Kunststoffbo­

xen durch Behälter aus umweltfreundli­

chen Materialien zu ersetzen. (XNA,

20.6.95) Viele Provinzen und Städte 

veranstalten unter dem Motto "Für eine 

bessere Umwelt" Kampagnen, an denen 

sich breite Kreise der Bevölkerung be­

teiligen. Nicht zuletzt wird das Thema

Umwelt auch zunehmend und ausführ­

lich in den Medien behandelt. (XNA,

14.6.95) Die Entwicklung eines Un­

weltbewußtseins in der chinesischen 

Bevölkerung wird allerdings noch über 

Jahre hinaus kontinuierliche Anstren­

gungen erfordern, -st- 

*(15)

Zunehmende Zahl von Privatschulen

Seit Beginn der neunziger Jahre werden 

in China im Rahmen der Bildungsre­

form Privatschulen aller Schulstufen be­

fürwortet, um die Staatsfinanzen zu ent­

lasten. Diese Politik hat in den letzten 

Jahren zur Gründung zahlloser nicht­

staatlicher Schulen geführt. Gab es Mit­

te 1993 etwa 20.000 solcher Schulen 

(XNA, 5.8.93), so waren es ein Jahr 

später bereits doppelt so viele (XNA, 

18.6.94), und Ende 1994 war ihre Zahl 

nach Angaben der Staatlichen Bildungs­

kommission auf 60.000 hochgeschnellt 

(XNA, 20.12.94). Diese Schulen wer­

den entweder von nichtstaatlichen Or­

ganisationen oder Einzelpersonen be­

trieben. Sie unterstehen staatlicher Auf­

sicht und müssen vom Staat genehmigt 

werden. Bei dem größten Teil von ih­

nen - gut 30.000 - handelt es sich um 

Schulen, die berufsbildende und andere 

Kurse auf Kurzzeitbasis anbieten. Die 

zweitgrößte Kategorie sind private bzw. 

nichtstaatliche Kindergärten, deren Zahl 

sich derzeit landesweit auf 17.000 be­

läuft. Ferner werden etwa 4.000 

Grundschulen, 800 Mittelschulen, 

1.000 Hochschulen und 200 Berufs­

schulen genannt (vgl. XNA, 20.12.94 

u. 8.6.95).

Bislang fehlt ein Gesetz, das das Betrei­

ben nichtstaatlicher Schulen regelt; es 

gibt nur örtliche Vorschriften, die aber 

häufig nicht verhindern können, daß 

sich zwei ungute Tendenzen entwik- 

keln: Auf der einen Seite werden viel­

fach Schulen gegründet, die von ihrer 

Ausstattung und den Lehrern her nicht 

den Ansprüchen genügen; auf der ande­

ren Seite werden Schulen eröffnet, die 

zwar einen hohen Standard haben, dabei 

aber unverhältnismäßig luxuriös ausge­

stattet sind und entsprechend überhöhtes 

Schulgeld erheben. In der Öffentlichkeit 

sind diese Schulen als "Aristokraten­

schulen" verpönt, weil sie ausschließ­

lich Kindern sehr wohlhabender Eltern 

zur Verfügung stehen (vgl. dazu C.a., 

1993/12, Ü 18).

Von den derzeit bestehenden 1.080 re­

gulären Universitäten und Hochschulen 

hat inzwischen ein Fünftel den Uber- 
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gang zu einer Mischfinanzierung voll­

zogen. Diese gut 200 tertiären Bil­

dungseinrichtungen werden nicht mehr 

ausschließlich vom Staat, sondern von 

großen Unternehmen und gesellschaftli­

chen Gruppen mitfinanziert. An diesen 

Institutionen müssen die Studenten Stu­

diengeld zahlen, das je nach Universität 

variiert, in der Regel jedoch an die 

Einkommensverhältnisse normalverdie­

nender Familien angepaßt ist. (XNA,

8.6.95) -st-

*(16)

Beschleunigte Einführung der neun­

jährigen Schulpflicht

Die Regierung unternimmt verstärkte 

Anstrengungen zur Einführung der all­

gemeinen neunjährigen Schulpflicht in 

ganz China, die laut Planziel bis zum 

Jahre 2000 im wesentlichen erreicht 

werden soll. Um dieses Ziel zu ver­

wirklichen, veranstaltete die Staatliche 

Bildungskommission im Juni eine Ta­

gung mit zuständigen Vertretern von 

zwölf Provinzen der mittleren Entwick­

lungsstufe, in denen die neunjährige 

Schulpflicht noch nicht allgemein 

durchgesetzt ist. Während die entwik- 

kelten Provinzen das Problem bewältigt 

haben, steht in den nächsten drei Jahren 

die Realisierung der neunjährigen 

Schulpflicht schwerpunktmäßig in den 

Provinzen der mittleren Entwicklungs­

stufe an; danach würde dann der 

Schwerpunkt der Arbeit auf die armen 

und unterentwickelten Provinzen ver­

legt. Auf der Tagung bezeichnete Er­

ziehungsminister Zhu Kaixuan die 

nächsten fünf bis sechs Jahre als die 

entscheidende Phase; die lokalen Bil­

dungsbehörden und -ämter müßten das 

Schwergewicht ihrer Arbeit auf die Ein­

führung der allgemeinen neunjährigen 

Schulpflicht bis zur Jahrhundertwende 

legen (vgl. RMRB, 22.6.95). Die Staat­

liche Bildungskommission habe konkre­

te Pläne für die Umsetzung des Projekts 

aufgestellt: Bis 1996 soll die neunjähri­

ge Schulpflicht in Gebieten mit 40 bis 

45 Prozent der Bevölkerung eingeführt 

sein, bis 1998 in Gebieten mit 60 bis 65 

Prozent der Bevölkerung und bis 2000 

in Gebieten mit 85 Prozent der Bevöl­

kerung. Außerdem soll bis dahin in Ge­

bieten mit zehn Prozent der Bevölke­

rung, wo schwierige Lebensverhältnisse 

herrschen, die fünf- oder sechsjährige 

Schulpflicht und in besonders schwieri­

gen Gebieten mit fünf Prozent der Be­

völkerung eine einfache Grundschulbil­

dung von drei bis vier Jahren eingeführt 

werden.

Die zwölf Provinzen der mittleren Ent­

wicklungsstufe zählen zu den bevölke­

rungsreichsten Provinzen Chinas; in ih­

nen lebt die Hälfte der Gesamtbevölke­

rung. Im einzelnen handelt es sich um 

die folgenden Provinzen:

Hebei, Shanxi, Heilongjiang, Anhui, 

Fujian, Jiangxi, Henan, Hubei, Hunan, 

Hainan, Sichuan und Shaanxi.

Um die Pläne für diese Provinzen zu er­

füllen, müßten in deren ländlichen Ge­

bieten 8.000 Mittelschulen der Sekun­

darstufe I und in deren armen Kreisen 

20.000 Grundschulen gebaut werden. 

Deshalb forderte der Minister die Lo­

kalregierungen auf, verstärkt in das 

Schulwesen zu investieren und ihre Fi­

nanzmittel vorrangig für die Realisie­

rung der neunjährigen Schulpflicht zu 

verwenden. Auch die Zentrale werde 

dafür zusätzliche Mittel bereitstellen, 

um insbesondere die unterentwickelten 

Gebiete beim Auf- und Ausbau des 

Schulwesens zu unterstützen. In diesem 

Jahr werde die Zentralregierung zusätz­

lich 200.000 Yuan zur Verfügung stel­

len, und innerhalb der nächsten drei 

Jahre würde sich die Summe auf 1 Mil­

liarde Yuan pro Jahr erhöhen. Darüber 

hinaus wolle sie weitere Mittel aus 

Weltbank-Darlehen, Spenden von Aus­

landschinesen und der Ergänzungsabga­

be für das Bildungswesen nehmen und 

für den Ausbau des Schulwesens in un­

terentwickelten Gebieten und Nationali­

tätengebieten verwenden (s. ebd. und 

RMRB, 27.6.95).

Zhu Kaixuan kündete ferner an, daß 

sich die Regierung verstärkt um einige 

bei der Einführung der allgemeinen 

Schulpflicht neu aufgetauchte Probleme 

kümmern wolle. Er nannte insbesondere 

die Verbesserung des Systems der Schü­

lerstipendien, das Problem, daß in man­

chen Mittelschulen auf dem Lande der 

Unterricht auf Zweigstellen aufgeteilt 

ist (d.h. Mittelschulen sind auf ver­

schiedene Dörfer aufgeteilt), und die 

Frage, wie in den Städten und Klein­

städten die Kinder der Wanderbevölke­

rung zum Schulbesuch bewegt werden 

können. (RMRB, 22.6.95)

Die angeführten Probleme behindern 

die Durchsetzung der neunjährigen 

Schulpflicht in großem Maße. Bedürfti­

ge Familien nehmen ihre Kinder sehr 

häufig aus der Schule, weil sie die ho­

hen Schulgebühren nicht tragen können 

oder die Arbeitskraft ihrer Kinder benö­

tigen. Aus diesem Grunde werden sol­

che Kinder aus öffentlichen Mitteln un­

terstützt. Das Problem der Zweigstellen 

erklärt sich daraus, daß aufgrund der 

mangelhaften Infrastruktur in unterent­

wickelten ländlichen Gegenden eine 

Mittelschule vielfach auf mehrere Dör­

fer aufgeteilt ist mit der Folge, daß der 

Schulunterricht nicht den Anforderun­

gen genügt. Die Wanderbevölkerung 

schließlich lebt häufig zu einem großen 

Teil ohne reguläre Aufenthaltserlaubnis 

in den städtischen Gebieten und ist da­

her schwer zu kontrollieren, so daß 

auch die gesetzliche Schulpflicht bei ihr 

schlecht durchzusetzen ist. -st-

*(17)

Komitee für Berufsqualifikation ge­

gründet

Ende Mai wurde in Beijing ein Staatli­

ches Komitee für Standards hinsichtlich 

Berufseinteilung und Berufsqualifika­

tion gegründet. Das Komitee ist ein 

übergreifendes Organ, in dem das Ar­

beitsministerium, das Staatliche Amt 

für technische Aufsicht, das Staatliche 

Statistikamt und 30 für verschiedene 

Berufe zuständige Abteilungen des 

Staatsrats vertreten sind. Seine Aufgabe 

besteht darin, staatliche Standards für 

Berufseinteilung und -qualifikation auf­

zustellen und diese Arbeit zu organisie­

ren, zu leiten und zu koordinieren. Ziel 

ist es, innerhalb der nächsten drei Jahre 

eine landesweit verbindliche Klassifizie­

rung aller Berufe mit den entsprechen­

den Qualifikationen zu erarbeiten, die 

mit den internationalen Standards kom­

patibel ist. Ein solches System ist er­

forderlich für die Entwicklung des Ar­

beitsmarktes, für die berufliche Bil­

dung, Arbeitskräftebedarfsprognose und 

Wirtschaftsstatistik. Bis zum Jahr 2000 

soll das berufliche Qualifikationssystem 

so weit entwickelt sein, daß nur noch 

qualifizierte Personen, deren berufliche 

Voraussetzungen durch Zeugnisse oder 

Diplome dokumentiert sind, eingestellt 

werden. Durch die Neuregelung wird 

auch angestrebt, daß den Qualifika­

tionsnachweisen im Berufsbildungsbe­

reich gleiche Bedeutung wie im akade­

mischen Bereich beigemessen wird. 

(Vgl. XNA, 27.5.95 u. Xinhua,

26.5.95, nach SWB, 30.5.95)

Zertifikate waren vor der Reform in er­

ster Linie im akademischen Bereich üb­

lich, während man sonstige berufliche 

Qualifikationen am Arbeitsplatz erlang­

te. Erst im Laufe der achtziger Jahre hat 

die Wirtschaft in zunehmendem Maße 

Bedarf an spezialisierten Ausbildungs­

gängen mit Qualifikationsnachweisen 

angemeldet. Um diesem Bedarf und den 

Anforderungen des sich entwickelnden
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Arbeitsmarktes nachzukommen, ist es 

u.a. erforderlich, Berufsbezeichnungen 

mit entsprechenden Anforderungs- und 

Ausbildungsprofilen zu definieren. Die­

ser Aufgabe widmen sich Abteilungen 

verschiedener Ministerien, z.B. die 

Ausbildungsabteilung des Arbeitsmini­

steriums oder die Abteilung für berufli­

che Positionen und Berufsbezeichnun­

gen des Personalministeriums oder aber 

Abteilungen in den verschiedenen Bran­

chenministerien. Um die Arbeit all die­

ser Abteilungen zu koordinieren, wurde 

das Komitee für Berufsqualifikation 

eingerichtet.

Für zahlreiche Berufe gibt es bereits 

einheitliche Standards. So hat z.B. das 

Personalministerium in diesem Jahr 

zum fünftenmal landesweite Prüfungen 

für kaufmännische Berufe wie Buchhal­

ter, Rechnungsprüfer und Tourismus­

fachleute abgehalten. Diese Prüfungen 

werden einheitlich und gleichzeitig im 

ganzen Land abgehalten und sollen 

praktisch für alle Berufssparten einge­

führt werden. Das Arbeitsministerium 

beispielsweise will in diesem Jahr eben­

falls Prüfungen veranstalten, und zwar 

für technische Arbeiter. (XNA,

19.6.95) -st-
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China strebt Kontrolle über Internet- 

Zugang an

Seitdem das China Internet im April 

dieses Jahres an das weltweite Informa­

tionssystem Internet angeschlossen 

wurde (vgl. C.a., 1995/4, Ü 21), berei­

tet den chinesischen Behörden das Pro­

blem der praktisch unbegrenzten Infor­

mationsmöglichkeiten für chinesische 

Benutzer zunehmend Sorge. Nach einer 

dreimonatigen Phase, während der po­

tentielle Benutzer aufgefordert wurden, 

das Internet auszuprobieren, erhebt das 

Beijinger Telegraphenamt jetzt Gebüh­

ren für die Benutzung des Internet. 

Derzeit wird der Dienst nur in Beijing 

und Shanghai angeboten, erst Ende des 

Jahres werden auch andere Zentren, 

u.a. Guangzhou, einbezogen. Das Tele­

graphenamt schätzt die Zahl der Benut­

zer in China gegenwärtig auf 2.000, 

doch aufgrund der zahllosen Anfragen 

von Interessenten rechnen die Behörden 

mit einem unerwartet hohen Zuspruch. 

(FT, 24./25.Ö.95) Dies verursacht auf 

offizieller Seite gemischte Gefühle. Ei­

nerseits ist die Regierung darauf er­

picht, sich der modernsten Informa­

tionstechnologie zu bedienen, und zwar 

vor allem im Interesse der wirtschaftli­

chen Entwicklung, andererseits will 

man verhindern, daß der Normalbürger 

über das Internet an unerwünschte In­

formationen, z.B. politisch brisantes 

Material, herankommt. Schließlich 

werden alle Medien in China durch die 

Partei kontrolliert. Diese Sorge der Re­

gierung ist deutlich Äußerungen des 

Ministers für Post und Telekommunika­

tion zu entnehmen, der kürzlich auf ei­

ner Pressekonferenz zu verstehen gab, 

daß die Benutzung des Internet nicht 

den freien Informationsfluß nach China 

hinein bedeute. Als "souveräner Staat" 

müsse China die Kontrolle über die In­

formationen verstärken. (XNA,

22.6.95) Wie die chinesische Regierung 

dies bewerkstelligen will, sagte der Mi­

nister allerdings nicht; er fügte nur hin­

zu, daß man sich der Komplexität der 

Technologie, die beim Internet verwen­

det würde, bewußt sei.

Nach dem Urteil von Fachleuten ist es 

praktisch unmöglich, Internet-Benutzer 

zu kontrollieren. Hat jemand Zugang 

zum Internet, gibt es keine Möglich­

keit, seine Aktivitäten im Netz zu 

überwachen. Dennoch soll ein Inge­

nieur des Beijinger Telegraphenamts 

erklärt haben, man werde gewisse Ka­

tegorien von Daten wie z.B. Nachrich­

ten herausfiltern, ohne jedoch Einzel­

heiten mitzuteilen. Ausländische Exper­

ten bezweifeln denn auch, daß China 

die technischen Möglichkeiten dazu hat. 

(FT, a.a.O.) So ist anzunehmen, daß 

der Zugang zum Internet zunächst über 

die Gebühren eingeschränkt wird. Sie 

liegen bei 600 Yuan für 40 Benutzer­

stunden pro Monat oder bei 100 Yuan 

für 6 Benutzerstunden pro Monat, was 

für die meisten Chinesen zu teuer ist. 

Eine weitere Beschränkung stellt die 

Sprachbarriere dar, denn die meisten In­

formationen im Internet sind auf Eng­

lisch. Angesichts ständig zunehmender 

Englischkenntnisse im Geschäftsleben 

und in der Wissenschaft dürfte die 

Sprache aber nicht mehr allzulange ein 

Hindernis sein. (Ebd.)

Neben den hohen Gebühren und der 

Sprachbarriere gibt es noch eine ganze 

Reihe weiterer Barrieren, die zur Zeit 

den Zugang zum Internet beschränken. 

Hier sind vor allem technische Schwie­

rigkeiten zu nennen, wie z.B. Inkompa­

tibilität der Hardware- und Softwaresy­

steme, das unzureichende Telefonlei­

tungsnetz, häufiger Stromausfall sowie 

fehlende Klimaanlagen und Heizungen 

in Computerräumen, so daß die Geräte 

Schaden nehmen. Zu erwähnen sind 

ferner Engpässe bei der Anbindung ans 

Internet, so daß sich in Spitzenzeiten 

die Übertragung verlangsamt und sogar

Daten verlorengehen können. Zu be­

denken sind auch institutionelle Barrie­

ren aufgrund von Wettbewerb und Ei­

fersüchteleien zwischen einzelnen Insti­

tutionen, die verhindern, daß Benutzer 

einer Institution an die Daten einer an­

deren herankommen. Nicht zuletzt sind 

der Verbreitung des Internet-Verkehrs 

durch mangelndes Know-how bei den 

meisten Wissenschaftlern und anderen 

potentiellen Benutzern Grenzen gesetzt. 

Wie im Westen beherrschen auch in 

China Computerfachleute und Ingenieu­

re das Feld. Andere Wissenschaftler 

dürften Schwierigkeiten haben, sich die 

Technologie anzueignen. (Vgl. Jeff 

Smith, "The Internet and Scholarly 

Communication in China", in: China 

Exchange News, 22/4, Winter 1994, 

S.36-39.) Zum gegenwärtigen Zeit­

punkt sollten daher noch nicht allzuho­

he Erwartungen an den Internet-Ver­

kehr in und mit China gestellt werden. 

Bislang verfügen im wesentlichen Insti­

tutionen im naturwissenschaftlich-tech­

nischen Bereich über Internet-Anschluß.

Ganz anders sieht es in Taiwan aus. 

Binnen eines knappen Jahres hat sich 

Taiwan in der Region zum größten In­

ternet-Benutzer entwickelt. Dort ist es 

inzwischen zu einem Statussymbol ge­

worden, "on-link" zu sein. Der Inter­

net-Verkehr auf Taiwan soll etwa den 

gleichen Umfang wie in Japan haben, 

wo bislang noch eine merkwürdige Zu­

rückhaltung in bezug auf das Internet 

herrscht. Täglich sollen in Taiwan 

schätzungsweise 50.000 Menschen ins 

Internet gehen, und damit soll es unter 

den Benutzerländem an neunter Stelle 

stehen. Die Zahl der Internet-Benutzer 

auf Taiwan schnellte in die Höhe, 

nachdem im September 1994 der erste 

kommerzielle Anbieter für Internet-Zu­

gang, Transend, seine Tätigkeit auf­

nahm. Zuvor gab es nur das Internet- 

System der Regierung, die sich auf­

grund der großen Nachfrage (10.000 

Bewerbungen pro Monat) gezwungen 

sah, privaten Benutzern den Zugang zu 

verwehren. (Vgl. SCMP /Asia Magazi­

ne, 2.6.95, s.7.) -st-

Außenwirtschaft
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Japan als Vorbild für multinationale 

Unternehmen

Multinationale Unternehmen in Japan, 

die "sogoshosha", sind das Vorbild für 

viele große Unternehmen in der VR




